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Drucksache IV/ 2386 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

132. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 24. Juni 1964 

133. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 25. Juni 1964 

134. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 26. Juni 1964 


L Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wissenschaftliche Forschung 

I. 1. Abgeordneter Hält der Herr Bundesinnenminister das Gesetz 

Dr, Kempfier über die Führung akademischer Grade vom 7. 

Juni 1939 (RGBl. I S. 985), das keinerlei Vor- 
aussetzungen statuiert, unter denen die Ge- 
nehmigung zur Führung eines akademischen 
Grades einer ausländischen Hochschule erteilt 
werden muß, noch für vereinbar mit dem 
Grundgesetz oder hält er eine baldige Novel- 
lierung für angebracht? 


1. 2, Abgeordneter Hält es der Herr Bundesinnenminister ange- 

Dr. Kempfier sichts der zunehmenden internationalen Ver- 

flechtung auf kulturellem und wissenschaft- 
lichem Gebiet nicht für zweckmäßig, in An- 
wendung von § 2 Abs. 2 des in Frage I/l ge- 
nannten Gesetzes wenigstens für bestimmte 
ausländische Hochschulen (beispielsweise für 
solche europäischer Staaten oder der USA) eine 
Genehmigung hinsichtlich der akademischen 
Grade allgemein zu erteilen? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Abgeordneter Hat der Herr Bundesminister für wirtschaftli- 
Bühler che Zusammenarbeit den Versuch unternom- 

men, im Kabinett eine gesetzliche Grundlage 
dafür zu schaffen, daß begründete Forderungen 
von deutschen Bundesbürgern gegenüber aus- 
ländischen diplomatischen Vertretungen bei 
Abkommen über die wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit berücksichtigt werden, nachdem er 
vor einem Jahr an Hand des Falles Kol- 
bach/Korea die Notwendigkeit einer derarti- 
gen Regelung erkannt und bejaht hatte? 
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III. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

III. 1. Abgeordneter Ist von der Bundesregierung eine eingehende 
Kreitmeyer Untersuchung darüber angestellt worden, wa- 

rum die Schutzmächte am 13. August 1961 die 
Annektierung Ost-Berlins durch eine bewaff- 
nete Aggression, die Beseitigung der Freizü- 
gigkeit sowie der freien Arbeitsplatzwahl in 
Groß-Berlin widerstandslos hingenommen ha- 
ben? 

III. 2. Abgeordneter Trifft es zu, daß Deutschland durch die Arti- 
Dr. Schmidt kel 53 und 107 der UN-Charta als ehemaliger 

(Wuppertal) „Feindstaat" der Signatarmächte der UN-Char- 

ta von den in Artikel 2 niedergelegten Grund- 
sätzen, die u. a. den Schutz der territorialen 
Integrität und politischen Unabhängigkeit der 
einzelnen Staaten vorsehen, noch heute, fast 
20 Jahre nach Beendigung des zweiten Welt- 
krieges, ausgenommen ist? 

III. 3. Abgeordneter Wast hat die Bundesregierung im Zusammen- 
Dr. Schmidt hang mit der moralischen und finanziellen Un- 

( Wuppertal) terstützung, die sie der UN zur Verwirklichung 

der unter anderem in Artikel 2 niedergelegten 
Grundsätze gewährt, unternommen, um die 
Deutschland diskriminierenden Bestimmungen 
in Artikel 53 und 107 der UN-Charta zu be- 
seitigen? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


IV. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 
Dr. Jungmann nehmigung von Einreisevisen für Ärzte aus 
Polen und anderen Ostblockstaaten, die Ärzte- 
kongresse oder wissenschaftliche Forschungs- 
stätten in der Bundesrepublik aufsuchen wol- 
len, eine Bearbeitungszeit von 4 bis 6 Woctien 
benötigt? 

IV. 2. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Jungmann rung, um solche in Frage IV/1 genannten Ein- 
reisevisen in Zukunft schneller zu bearbeiten? 

IV. 3. Abgeordneter Seit wann und aus welchem Anlaß wird beim 
Sänger Bundesinnenministerium die Deutsche Reichs- 

partei nicht mehr als „rechtsradikal" angese- 
hen? 

IV. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Sänger Deutsche Reichspartei in ihrer Einladung zu 

dem am 20. Juni 1964 stattfindenden Parteitag 
in Bonn wörtlich erklärt hat: ,Die DRP rubri- 
ziert im Bundsinnenministerium nicht mehr als 
„rechtsradikal", was im übrigen bei unserem 
Bonner Parteitag dokumentarisch belegt wer- 
den wird'? 
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IV. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, was die 
Strohmayr Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 

veranlaßt haben kann, laut Verfügung vom 
4. April 1964 einen „Hilfsarbeiter" der Haupt- 
verwaltung zum Bundesbahnrat, also zu einem 
Beamten des höheren Dienstes zu ernennen? 

IV. 6. Abgeordneter Werden auch in anderen Ministerien und Ver- 
Strohmayr waltungen „Hilfsarbeiter" im höheren Dienst 

beschäftigt? 

IV. 7. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 

Strohmayr der Aufgabenbereich der „Hilfsarbeiter" des 

höheren Dienstes besser umrissen wäre, wenn 
sie als Mitarbeiter oder Sachbearbeiter be- 
zeichnet würden? 

IV. 8. Abgeordnete Welche Stellung nimmt die Bundesregierung 

Frau Freyh zu Zeitungsmeldungen ein, nach denen die 

(Frankfurt) Zahl der Kindesmißhandlungen ansteigt? 

IV. 9. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Kin- 

Frau Freyh desmißhandlungen zu begegnen, indem sie 

(Frankfurt) beispielsweise die Bevölkerung darauf hin- 

weist, in solchen Fällen Anzeige zu erstatten? 

IV. 10. Abgeordneter Wann ist mit dem Baubeginn des Lehrsaal- 

Börner gebäudes der Grenzschutz-Unterkunft Ihrings- 

hausen bei Kassel zu rechnen? 

IV. 11. Abgeordnete Worauf ist die unterschiedliche Aufklärungs- 

Frau Dr. Diemer- quote von Verbrechen und Vergehen in den 
Nicolaus einzelnen Bundesländern zurückzuführen? 

IV. 12. Abgeordnete Trifft es zu, daß trotz Ableistung des Wehr- 

Frau Funcke dienstes ein 25- bzw. 26jähriger Student das 

(Hagen) Waisengeld nach dem G 131 deshalb nicht er- 

hält, weil er als Schüler einmal sitzengeblieben 
ist? 

IV. 13. Abgeordnete Welche Erkenntnisse hat der ßtägige Bunker- 

Frau Dr. Hubert *) test mit einer ausgewählten Personengruppe 
gegenüber den im letzten Weltkrieg gemach- 
ten Erfahrungen an Gesunden und Kranken, 
die zum Teil weit länger in Bunkern zuge- 
bracht haben, ergeben? 

IV. 14. Abgeordnete In welcher Weise hat die Bundesregierung sich 
Frau Dr. Hubert *) bisher die im letzten Weltkrieg gemachten Er- 
fahrungen über die Verhaltensweise und die 
körperlichen Reaktionen der Menschen auf den 
langen Bunker-Aufenthalt zunutze gemacht? 

*) Fragestellerin hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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V. Geschäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


V. 1. Abgeordneter Welche Erfahrungen wurden seit dem 1. Juli 
Dr. Müller-Emmert 1963 mit dem NATO-Truppenstatut und den 
Zusatzvereinbarungen gemacht, soweit es sich 
um die Regelung der Ausübung der Strafge- 
richtsbarkeit über die ausländischen NATO- 
Truppen in der Bundesrepublik handelt? 

V. 2. Abgeordneter Hat sich der in Artikel 19 Abs. 1 des Zusatz- 
Dr. Müller-Emmert abkommens zum NATO-Truppenstatut durch 
die Bundesrepublik ausgesprochene allgemei- 
ne Verzicht auf ihr Vorrecht der Ausübung der 
Strafgerichtsbarkeit in der Praxis dahin ge- 
hend ausgewirkt, daß die deutsche Strafge- 
richtsbarkeit eingeschränkt wurde? 

V. 3. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zur Forderung 
Josten des Deutschen Kinderschutzbundes, die von 

unmündigen Jugendlichen geschlossenen Ehen 
in Gretna-Green für ungültig zu erklären? 

V. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Behauptung be- 
Burgemeister kannt, daß manche Strafverfolgungsbehörden 

in der letzen Zeit eine gewisse Zurückhaltung 
und damit verbunden eine Bereitschaft zur 
Einstellung von Ermittlungsverfahren bei Wa- 
rendiebstählen, insbesondere in Selbstbedie- 
nungsläden und -abteilungen des Einzelhan- 
dels, üben? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

VL 1. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Frau Schanzenbach Bund Deutscher Zollbeamten, Landesbezirk 
Südbaden, sich auf der Jahrestagung in Of- 
fenburg gegen die geplante Zusammenlegung 
der mittelbadischen Hauptzollämter Kehl, Lahr 
und Baden-Baden zu einem „Mammut-Zoll- 
amt" Offenburg gewandt hat? 

VI. 2. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung die Bedenken des 

Frau Schanzenbach Bundes Deutscher Zollbeamten gegen ein 
„Mammut-Zollamt" Offenburg? 

VL 3. Abgeordnete Welche Vorteile verspricht sich die Bundesre- 

Frau Schanzenbadi gierung von der in Frage VI/1 erwähnten, ge- 
planten Zusammenlegung? 

VL 4. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung zu dem ihr 

Schmitt- vom Bundesrat am 12. Juli 1963 zugeleiteten 

Vockenhausen Entwurf eines Gesetzes über Ausgleichsbe- 
träge für Betriebe des Bundes und der Länder 
sowie für gleichgestellte Betriebe Stellung neh- 
men und die Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 
3 GG dem Deutschen Bundestag zuleiten? 
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VIL Geschäftsbereich des Bimdesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


VIL 1. Abgeordneter 
Wächter 


VIL 2. Abgeordneter 
Rehs 


VIL 3. Abgeordneter 
Logemann 


VIL 4. Abgeordneter 
Logemann 


VIL 5. Abgeordneter 
Logemann 


VII. 6. Abgeordneter 

Ertl 


VIL 7. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Gellersen) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um ein Übergrcifon der 
afrikanischen Schweinepest auf die Bundesre- 
publik zu verhindern? 

Trhft es zu, daß in stiller Weitorverfolgung 
de: Absicht, die Deutsche Siedlungsbank und 
die Deutsche Landesrenteiibank zu fusionieren, 
bereits ein Grundstück für einen neu zu errich- 
tenden Verwaltungsbau beschafft oder vorge- 
sehen worden ist? 

Entspricht der niederländische Angebotspreis 
für Importeier in die Bundesrepublik den Re- 
gelungen der EWG-Marktordnung Nr. 21? 

Ist die Bundesregierung bereit, die niederlän- 
dischen Angebotspreise daraufhin zu überprü- 
fen und insbesondere feststellen zu lassen, ob 
die niederländischen Eierpreise durch staatli- 
che Einwirkungen auf dem Wege vom Erzeu- 
ger bis zur Ausfuhr im Preise gesenkt werden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die deutschen Erzeuger vor einem ruinösen 
Wettbewerb durch Importeier zu Preisen zu 
schützen, die auch in Partnerländern die Er- 
zeugungskosten nicht decken? 

Trifft es zu, daß bei der Förderung von Neben- 
erwerbsiedlungen aus Mitteln des „Grünen 
Plans“ jeweils die Mittel nur nach dem Ver- 
hältnis von 3 : 1 zwischen Hcümatvertriebenen 
und Einheimischen vergeben werden? 

Welche Aufgaben erfüllt zur Zeit die Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft in Frankfurt (Main)? 


VIL 8. Abgeordneter Weiß der Herr Bundesernährungsminister, daß 
Blumenfeld die besorgniserregende Lage deutscher Reis- 

mühien in Brüssel weder dem Europäischen 
Parlament noch der Kommission bekannt ist, 
geschweige denn die Interventionen und Ge- 
genvorschläge, die der Bundesregierung seit 
langem von den deutschen Reismühlen vorge- 
legt worden sind, an zuständiger Stelle in 
Brüssel vorgebracht worden sind? 


VIL 9. Abgeordneter Inwieweit ist nach Auffassung der Bundes- 
Dr. Reinhard regierung die für den Erzeuger katastrophale 

Lage auf dem Eiermarkt durch Unzulänglich- 
keiten der EWG-Eiermarkt Ordnung hervorge- 
rufen odei mitbedingt? 
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VII. 10. Abgeordneter Weiche Möglichkeiten der Abänderung der 
Dr. Reinhard in Frage VII 9 geschilderten Lage sieht die 

Bundesregierung? 

VII. 11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auch unabhän- 
Dr. Reinhard gig von einer evtl. Abänderung der EWG- 

Eiermarktordnung, Verhandlungen mit den 
Partnerländern und mit der Kommission auf- 
zunehmen, um Wege zu finden, die die derzei- 
tigen unerträglichen Zustände auf dem Eier- 
markt beenden und die Wiederholung solcher 
Zustände für die Zukunft unterbinden? 


VIII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

VIII. 1. Abgeordneter Hat die Bundesregierung bestimmte Vorstel- 
Dröscher lungen, wann und wie die durch die neue 

Kindergeldgesetzgebung entstandene relative 
Schlechtersteilung kinderreicher Sozialrent- 
ner-, Soldaten- und Beamtenfamilien beseitigt 
werden kann? 

Ist nach Ansicht der Bundesregierung gewähr- 
leistet, daß bei den vorgesehenen Erdölboh- 
rungen am Festlandsockel die Arbeitsschutz- 
bestimmungen der dort zum Einsatz kommen- 
den Arbeitnehmer im vollen Umfange gesi- 
chert sind? 

VIII. 3. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung von der in 
Dr. Müller-Emmert § 2 Abs. 3 des Bundeskindergeldgesetzes vom 
14. April 1964 enthaltenen Ermächtigung Ge- 
brauch machen, durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, daß Kinder, die außerhalb des Ge- 
bietes des Deutschen Reichs nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1937 wohnen oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben, unter be- 
stimmten Voraussetzungen ebenfalls in den 
Genuß von Kindergeld kommen? 

VIII. 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in die „Härte- 

Cramer Novelle“ zum Rentenreformgesetz von 1957 

eine Bestimmung aufzunehmen, wonach der 
Kinderzuschuß auch nach Vollendung des 25. 
Lebensjahres gezahlt wird, wenn das betref- 
fende Kind durch körperliche oder geistige 
Gebrechen einem Erwerb nicht nachgehen 
kann? 

VIII. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt und billigt 

Gramer sie, daß die Versorgungsämter der Länder den 

Antragstellern auf Elternrente nach § 50 des 
Zweiten Neuregelungsgesetzes vom 21. Febru- 
ar 1964 zum Bundesversorgungsgesetz so 
komplizierte Fragebogen vorlegen, daß ältere 
Antragsteller davor zurückschrecken, ihre An- 
sprüche geltend zu machen? 


VIII. 2. Abgeordneter 

Wolf 
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IX. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


IX. 1. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß der vorgese- 

Spies hene verkürzte Grundwehrdienst zum Anlau- 

fen kommt? 

IX. 2. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung vor zu bestim- 

Spies men, daß in Härtefällen der volle Grund- 

wehrdienst in Raten, jeweils etwa von Okto- 
ber bis zur Frühjahrsbestellung, abgeleistet 
werden kann, damit unabweisbare Härtefälle 

— besonders auch für die Landwirtschaft — 
bereinigt werden können? 

IX. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Hilfslei- 
Fritsch stungen der Bundeswehr beim Bau von Sport- 

plätzen mehr als bisher zu fördern? 

IX. 4. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverteidigungsminisler 

Weigl bekannt, daß die ursprünglich nur als Über- 

gangslösung gedachte Stationierung eines 
Teils der Panzergrenadierbrigade 10 in Ebern 
bei Bamberg wegen der großen Entfernung 
zum Kommando der Brigade in Weiden (Ober- 
pfalz) fast zwangsläufig zu Unzulänglichkeiten 
führen muß? 

IX. 3. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt gedenkt der Herr 

Weigl Bundesverteidigungsminister das in Frage IX/4 

angesprochene Problem durch Verlegung des 
Bataillions von Ebern nach Garnisonsorten im 
nordoberpfälzischen Raum zu lösen? 

IX. 6 . Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung angesichts 
Cramer der zahlreichen und begründeten Beschwerden 

der Bevölkerung der Gemeinde Schortens- 
Heidmühle über den störenden Lärm der Dü- 
senjäger F 104 zu tun, um die Störung der Zi- 
vilbevölkerung und des Schulbetriebes auf 
ein erträgliches Mindestmaß herabzumindern? 

IX. 7. Abgeordneter Auf welche Veranlassung haben Bundeswehr- 
Felder angehörige Ende Mai 1964 — unter Verwen- 

dung eines Spezialfahrzeugs der Bundeswehr 

- - in Bayerisch Gmain, Kirchholzstraße 2, 
beim Einbau eines großen Stahlschwimmbas- 
sins mitgewirkt, das dem Schwager des Herrn 
Bundeskanzlers gehört? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


X. 1. Abgeordneter Wann ist mit der W^eiterführung der Bundes- 

Hussong autobahn von Saarbrücken bis zur Landesgren- 

ze zu rechnen? 
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X. 2. 


X. 3. 


X. 4. 


X. 5. 


X. 6. 


X. 7. 


X. 8. 


X. 9. 


X. 10. 
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Abgeordneter 

Hussong 


Abgeordneter 

Hussong 


Abgeordneter 

Kreitmeyer 


Abgeordneter 

Reichmann 


Abgeordneter 

Faller 


Abgeordneter 

Faller 


Abgeordneter 

Faller 


Abgeordneter 

Eschmann 


Abgeordneter 

Eschmann 


Steht die Bundesregierung mit der französi- 
schen Regierung in Verhandlungen "zwecks 
Weiterführung der Autobahn in Richtung 
Metz? 

Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
rung bis jetzt abgelehnt, sich an den Kosten 
zum Ausbau einer geplanten Umgehungs- 
straße (Südtangente) zur Entlastung der kata- 
strophalen Verkehrsverhältnisse der S'adt 
Saarbrücken zu beteiligen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundesbahn zu veranlassen, daß sie dem Land 
Niedersachsen und der Osthannoverschen Ei- 
senbahn Einblick in alle Unterlagen gewährt, 
aus denen hervorgeht, weshalb der Personen- 
zugverkchr zwischen Lüchow und Dannenberg 
eingestellt worden ist? 

Sind Pressemeldungen zutreffend, daß durch 
den neuen Moselkanal der deutsche Steuerzah- 
ler alljährlich mit 100 Millionen DM belastet 
würde, weil infolge des verursachten Fracht- 
ausfalls der Deutschen Bundesbahn deren De- 
fizit sich um etwa diesen Betrag vergrößere? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Ge- 
biet des Straßenbauamtes Lörrach wegen Man- 
gel an Haushaltsmitteln alle großen und mitt- 
leren, teilweise schon weit fortgeschrittenen 
Straßenbaumaßnahmen eingestellt werden 
mußten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ge- 
fahr besteht, daß mittelständische Straßenbau- 
unternehmen in Schwierigkeiten zu kommen 
drohen, weil die Anschlußaufträge ausgeblie- 
ben sind, die praktisch zugesagt waren, und 
entsprechende Dispositionen getroffen werden 
mußten, namentlich im Efinblick auf die An- 
werbung von in- und ausländischen Arbeits- 
kräften? 

Trifft es zu, daß auch in anderen Teilen des 
Bundesgebietes ähnliche Schwierigkeiten — 
wie in Fragen X/6, 7 geschildert — wegen der 
Verzögerung der Anschlußaufträge entstanden 
sind? 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, 
bei der Bundesbahndirektion Wuppertal dar- 
auf hinzuwirken, die geplante Stillegung des 
Personenverkehrs auf der Strecke Osberg- 
hausen-Waldbröl so lange hinauszuschieben, 
bis die Umgehungsstraßen Bielstein und Wiehl 
ausgebaut sind? 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, 
die Bundesbahndirektion Wuppertal. zu veran- 
lassen, auf der Strecke Osberghausen-Wald- 
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bröl bis zur Fertigstellung der Umgehungs- 
straßen Bielstein und Wiehl verstärkt Schie- 
nenbusse einzusetzen mit vermehrter und ver- 
besserter Einsteigemöglichkeit? 

X. 11. Abgeordneter Welche Anstrengungen macht (Jie Bundesre- 
Dr. Huys gierung, um die schwebenden Verhandlungen 

zwischen der Deutschen Bundesbahn und den 
OHE (Osthannoversche Eisenbahnen) zur Bes- 
serung und Erhaltung der Eisenbahnverbin- 
dungen in Lüchow — Dannenberg zum Erfolg 
zu führen? 

X 12. Abgeordneter Welche finanzielle Unterstützung zur Förde- 
Dr. Huys rung der Verkehrsverhältnisse hat der Kreis 

Lüchow — Dannenberg seit 1954 aus dem 
Bundeshaushalt erhalten? [Vergleiche Erklä- 
rung des Oberkreisdirektors Paasdie vor der 
gesamten Niedersächsischen SPD — Landtags- 
fraktion anläßlich einer Bereisung des Krei- 
ses laut Elbe-Jeetzel-Zeitung vom 11. Juni 
1964; „daß man leider auf diesem GebieU 
(schwierige Verkehrsverhältnisse) „keinerlei 
Unterstützung durch den Bundesverkehrsmi- 
nister erfahre".] 

X. 13. Abgeordneter Welche Verkehrsverbindungen im Zonen- 

Dr. Huys grenzkreis Lüchow — Dannenberg sind seitens 

der Bundesregierung in den letzten 10 Jahren 
aufgegeben, vermindert oder gefördert wor- 
den? 

X. 14. Abgeordneter Sind Fälle bekannt, in denen die Blinklichter 
Dr. Schwerer bei Bahnübergängen versagt haben? 

X. 15. Abgeordneter Hat die Deutsche Bundesbahn auch andere 

Dr. Schwörer Möglichkeiten — außer Blinklichtern — zur 

Sicherung unbeschrankter Bahnübergänge ge- 
prüft und erprobt? 

X. 16. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zur Einführung 

Dr. Schwörer von Halbschranken nach österreichischem Vor- 

bild zusätzlich zu den Blinklichtern? 

X. 17. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Frau Freyh den Verkehr flüssiger zu halten, indem sie 

(Frankfurt) Fußgänger beim überschreiten der mit Zebra- 

streifen gekennzeichneten Fußgängerüberwege 
veranlaßt, durch ein deutliches Zeichen, bei- 
spielsweise durch Handaufheben, ihre tatsäch- 
liche Absicht zum überschreiten der Straße be- 
kanntzugeben? 

X. 18. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 

Felder mit der Deutschen Lufthansa AG Besprechun- 

gen zu führen, die eine dringend gewünschte 
reguläre Flugverbindung Nürnberg-München 
mit Direktanschluß an den Süden und Südosten 
zum Ziele haben? 
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X. 19. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß an der 
Peiter Kreuzung der Bundesstraßen 54 und 4l4 in der 

Nähe der Orte Salzburg und Stein-Neukirch 
im Westerwald in den letzten 15 Jahren durch 
eine ungewöhnliche Häufung von Verkehrs- 
unfällen, abgesehen von unübersehbaren Sach- 
schäden, 11 Todesopfer sowie unzählige 
Schwerverletzte zu beklagen sind? 

X. 20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den Gefahren- 
Peiter punkt an der Kreuzung der Bundesstraßen 54 

und 414 in der Nähe der Orte Salzburg und 
Stein-Neukirch im Westerwald zu beseitigen, 
indem sie veranlaßt, daß an der vorgenannten 
Kreuzung entweder Kreisverkehr eingeführt, 
Ampeln angeordnet oder aber die Kreuzung 
entsprechend verbreitert wird, damit Einbahn- 
verkehr möglich ist? 

X. 21. Abgeordneter Wann ist damit zu rechnen, daß das Teilstück 
Peiter der Bundestraße 417 (Lahntalstraße) zwischen 

den Orten Laurenburg und Oberndorf fertig- 
gestellt wird? 

X. 22. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
Hübner sich für eine verbindliche und einheitliche Re- 

gelung des Zugangs zu den Flugzeugen stark 
frequentierter innerdeutscher Flugverbindun- 
gen einzusetzen, um die unerfreulichen und 
zum Teil unwürdigen Szenen des Bemühens 
um bevorzugte Sitzplätze abzustellen? 


XI. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen 

XI. 1. Abgeordneter Sind dem Herrn Bundespostminister die Kla- 
Dr. Rinderspacher gen der Industrie- und Handelskammer Villin- 
gen über zunehmende Wartezeiten im hand- 
vermittelten Fernsprechdienst in den Land- 
kreisen Villingen und Donaueschingen be- 
kannt? 

XL 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen können getroffen werden, 
Dr. Rinderspacher damit beispielsweise verhindert wird, daß 
Verbindungen vom Kurort Königsfeld im 
Schwarzwald nach Kehl am Rhein erst nach 
mehreren Stunden hergestellt werden oder 
ein Gespräch von dem gleichen Kurort zum 
Flugplatz Zürich-Kloten in zwei Tagen nicht 
hergestellt werden kanp.? 

XL 3. Abgeordneter Können Telefongespräche, die über den öf- 
Dr. Schmidt fentlich beweglichen Landfunkdienst (Telefon 

(Wuppertal) im Auto) geführt werden, von jedem beliebi- 

gen Dritten — * unbeschadet des rechtlichen 
Verbotes — ohne technische Schwierigkeiten 
über den UKW-Teil des Autoradios mitgehört 
werden? 
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XII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 

XII. 1. Abgeordneter Welche Folgerungen beabsichtigt die Bundes- 
Hammersen regierung aus der im Aufträge des Bundes- 

wohnungsbauministeriums durchzuführenden 
Repräsentativ-Umfrage über den „angemesse- 
nen Wohnaufwand" zu ziehen, nach deren Er- 
gebnis die Befragten im Durchschnitt 15,5Vo 
ihres monatlichen Netto-Einkommens für Miet- 
wohnungen und durchschnittlich 21,2®/o ihres 
Netto-Einkommens bei Eigenheimen und Ei- 
gentumswohnungen als „angemessene Wohn- 
kostenbelastung" ansehen? 

XII. 2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung entsprechend einer 
Hammersen im Aufträge des Bundeswohnungsbauministe- 

riums von einem deutschen Meinungsfor- 
schungsinstitut in München und Bremen ver- 
anstalteten Befragung über die Wohnwünsche 
der deutschen Bevölkerung eine repräsenta- 
tive Umfrage durchführen lassen, aus der sich 
gegebenenfalls auch ergeben sollte, in wel- 
chem Umfange der Mietwohnungsbau in mehr- 
geschossigen Wohnblöcken oder sogar in 
Hochhäusern bevorzugt wird? 

XII. 3. Abgeordneter Beabsichtigt der Herr Bundeswohnungsbau- 
Hammersen minister eine Änderung des § 21 des Reichs- 

heimstättengesetzes mit dem Ziele vorzuschla- 
gen, daß bei Wegfall der staatlichen Förde- 
rung die Heimstätteneigenschaft auf Antrag 
des Begünstigten gelöscht werden kann? 

XIII. Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

XIIL 1. Abgeordnete Wer verwaltet die Siedlung Tannenbusch (ehe- 
Frau Dr. Kiep- malige US-Siedlung)? 

Altenloh 

XIIL 2. Abgeordnete Trifft es zu, daß die bei amerikanischen Dienst- 

Frau Dr. Kiep- stellen Tätigen in der Siedlung Tannenbusch 

Altenloh erheblich weniger Miete zahlen als die an- 

derswo Beschäftigten? 

XIIL 3. Abgeordnete Genießen die bei amerikanischen Dienststel- 
Frau Dr. Kiep- len Beschäftigten außer den in Frage XIII/2 er- 
Altenloh wähnten noch sonstige Vorteile aus öffentli- 

chen Mitteln? 

XIV. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

XIV. 1 . Abgeordnete Hat die Bundesregierung Möglichkeiten, darauf 
Frau Meermann hinzuwirken, daß Brot und Brotwaren, die in 
Selbstbedienungsläden zum Verkauf auslie- 
gen und dadurch von jedermann angefaßt 
werden können, nur noch in verpacktem Zu- 
stand angeboten werden dürfen? 


11 



Drudisadie IV' 2386 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


XIV. 2. Abgeordneter Wie weit ist der Plan der Bundesregierung 
Josten verwirklicht worden, mit den Ländern ein ge- 

meinsames Forschungsinstitut zu errichten, um 
Vorschläge zur Müllbeseitigung zu erhalten? 

Ist die Bundesregierung bereit, gemeinsam mit 
den Ländern für eine beschleunigte Regelung 
des Problems der Müllbeseitigung zu sorgen, 
wobei besonders die Reinhaltung des Trink- 
wassers beachtet wird? 

XIV. 4. Abgeordneter In welcher Form wird die Bundesregierung im 
Dr. Schmidt Entwurf der Bestallungsordnung für Ärzte 

(Offenbach) die Bedeutung der Arbeitsmedizin für die Aus- 

bildung der Medizinstudenten berücksichtigen? 

XIV. 5. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 
Dr. Tambl^ bisher davon abgehalten, die nach dem bereits 

im Jahre 1952 verkündeten Gesetz über die 
Ausübung der Zahnheilkunde zu erlassende 
Gebührenordnung für Zahnärzte vorzulegen? 

XIV. 6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
Dr. den durch die einstimmige Verabschiedung des 

Gesetzes über die Ausübung der Zahnheilkun- 
de zum Ausdruck gebrachten Willen des Par- 
laments, die völlig veraltete durch eine den 
Erfordernissen der modernen Zahnheilkunde 
entsprechende neue Gebührenordnung zu er- 
setzen, fast 12 Jahre zu ignorieren? 

XIV. 7. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung die in 
Dr. Tambl^ Frage XIV/5 genannte Gebührenordnung nun- 

mehr vorzulegen? 


Bonn, den 19. Juni 1964 


XIV. 3. Abgeordneter 

Josten 
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